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1. Instanz

Aktenzeichen S 10 EG 6/00
Datum 22.01.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 EG 8/01
Datum 12.12.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom
22.01.2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. Der Beklagte erstattet die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin
auch im Berufungsverfahren.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist ein Anspruch auf Bundeserziehungsgeld (BErzg) fÃ¼r
den Zeitraum 27.11.1997 mit 01.02.1999 streitig.

I.

Die am 1969 geborene verheiratete KlÃ¤gerin ist die Mutter der am 1997
geborenen R. und zweier weiterer Kinder (L. , geboren 1990, und A. , geboren
1994).

Am 24.06.1999 ging im Amt fÃ¼r Versorgung und FamilienfÃ¶rderung Augsburg ein
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Schreiben des SteuerbÃ¼ros S. vom 22.06.1999 ein, in dem fÃ¼r den "Folgeantrag
der R. R." ohne Angabe des Veranlagungszeitraums EinkÃ¼nfte aus Land- und
Forstwirtschaft in HÃ¶he von DM 18.637,â�� sowie aus Gewerbebetrieb in HÃ¶he
von DM 6.825,â�� mitgeteilt wurden. Die SteuererklÃ¤rung sei erst "heute"
abgegeben worden. Da ein Vorgang nicht ermittelt werden konnte, wurde die
Antragstellerin um die Mitteilung des entsprechenden Aktenzeichens gebeten.

Nach Aktenlage ist der Antrag vom 19.01.1998 fÃ¼r das erste und zweite
Lebensjahr der Tochter am 02.08.1999 eingegangen. Darin wurde u.a. angegeben,
die KlÃ¤gerin Ã¼be ab 23.01.1998 eine geringfÃ¼gige TeilzeitbeschÃ¤ftigung aus,
sie betreue und erziehe das Kind im eigenen Haushalt. Vorgelegt wurde
Einkommensfragebogen vom 19.01.1998 Ã¼ber voraussichtliche EinkÃ¼nfte aus
nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit (der KlÃ¤gerin) in HÃ¶he von DM 19.874,â��, Ã¼ber
negative EinkÃ¼nfte aus Gewerbe (Blumenhandel der KlÃ¤gerin) und Ã¼ber
EinkÃ¼nfte aus Land- und Forstwirtschaft (des Ehemannes) in HÃ¶he von DM
71.911,â��. Letztmals sei ein Einkommensteuerbescheid fÃ¼r 1996 erteilt worden.
Die AOK DonauwÃ¶rth bestÃ¤tigte den Bezug von Mutterschaftsgeld in HÃ¶he von
DM 25,â�� kalendertÃ¤glich im Zeitraum 22.10.1997 mit 22.01.1998.

Nach diesen VorgÃ¤ngen sind in der Erziehungsgeldakte jeweils ohne
Eingangsstempel bzw. -vermerk eine Anlage L vom 20.10. 1998, eine ErklÃ¤rung
zur ErwerbstÃ¤tigkeit in der Landwirtschaft vom 20.10.1998, eine Kopie der
Einkommensteuerbescheide fÃ¼r 1996 vom 17.02.1998 und fÃ¼r 1997 vom
19.07.1999 abgeheftet. Mit Schreiben vom 11.08.1999, eingegangen am
17.08.1999, teilte die KlÃ¤gerin mit, der Einkommensteuerbescheid fÃ¼r 1998 liege
nicht vor, die SteuererklÃ¤rung sei noch nicht eingereicht worden. Der
Gewerbebetrieb sei im Ã�brigen zum 31.12.1998 erloschen.

Durch Bescheid vom 07.10.1999 versagte die Beklagte BErzg fÃ¼r das erste
Lebensjahr der Tochter, denn dieses kÃ¶nne rÃ¼ckwirkend gemÃ¤Ã� Â§ 4 Abs.2
BErzGG hÃ¶chstens fÃ¼r sechs Monate vor der Antragstellung gewÃ¤hrt werden.
Mit weiterem Bescheid vom 07.10. 1999 wurde die Leistung fÃ¼r das zweite
Lebensjahr in HÃ¶he von DM 600,â�� monatlich gewÃ¤hrt, aufgrund der oben
angefÃ¼hrten RÃ¼ckwirkungsregelung jedoch erst ab 02.02.1999. Zugrunde gelegt
wurden positive EinkÃ¼nfte aus 1998 in HÃ¶he von DM 14.081,â��, von denen
pauschal 27 v.H. abgesetzt wurden (DM 3.801,87), so dass ein
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higes Einkommen in HÃ¶he von DM 10.279,13 verblieb, das
die einschlÃ¤gigen Einkommensgrenzen im Sinne des Â§ 5 Abs.2 SÃ¤tze 2 und 3
BErzGG nicht Ã¼berstieg. Der hiergegen eingelegte Rechtsbehelf blieb erfolglos
(Widerspruchsbescheid vom 24.01.2000).

II.

Vor dem angerufenen Sozialgericht (SG) Augsburg trug die KlÃ¤gerin vor, der
Antrag sei unmittelbar nach dem 19.01.1998 per Post eingereicht worden. Kurz
nach dem Eingang habe eine Mitarbeiterin des Amtes, vermutlich Frau M. ,
telefonisch vorgeschlagen, die gesamten Unterlagen zurÃ¼ckzusenden und mit der
neu Ã¼berreichten und noch auszufÃ¼llenden Anlage L die EinkÃ¼nfte aus
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Landwirtschaft fÃ¼r 1997 zu belegen. Infolgedessen sei das Original des Antrags
auch formlos zurÃ¼ckgesandt worden. Dieses habe man nach Erhalt der
Einkommensnachweise fÃ¼r 1998 im August 1999 nochmals eingereicht, und zwar
erweitert um den Zweitantrag. Der Beklagte legte eine schriftliche Stellungnahme
der Bediensteten D. H. vom 01.08.2000 vor, auf deren Einzelheiten Bezug
genommen wird. Die 10. Kammer hÃ¶rte den Ehemann der KlÃ¤gerin uneidlich als
Zeugen, auch auf dessen Bekundungen im Einzelnen wird verwiesen.

Mit Urteil vom 22.01.2001 verpflichtete das SG den Beklagten unter AbÃ¤nderung
der Bescheide vom 07.10.1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
24.01.2000, BErzg dem Grunde nach ab der Geburt des Kindes bis 01.02.1999 unter
Anrechnung des bezogenen Mutterschaftsgeldes zu gewÃ¤hren. Bereits das
Schreiben des SteuerbÃ¼ros der KlÃ¤gerin vom 22.06.1999 hÃ¤tte als Antrag
ausgelegt werden mÃ¼ssen, und zwar mit RÃ¼ckwirkung bis 24.12.1998. Aufgrund
des Ergebnisses der Beweisaufnahme sei darÃ¼ber hinaus davon auszugehen, dass
der Antrag vom 19.01.1998 zeitgerecht eingereicht, nach einem Telefonat der
Bearbeiterin mit der KlÃ¤gerin bzw. deren Ehemann aber zurÃ¼ckgesandt worden
sei, damit unter anderem die Anlage L ausgefÃ¼llt wurde. Offensichtlich seien die
Unterschriften erst nach Aufforderung durch das Amt geleistet worden, nachdem
das Antragsformular bereits in anderen HÃ¤nden gewesen sei. Es sei hier von einer
atypischen Bearbeitung auszugehen, da entgegen dem Ã¼blichen Verfahrensgang
mehrfach auf in den Akten befindlichen SchriftstÃ¼cken kein Eingangsstempel
aufgebracht worden sei. Ein solcher dÃ¼rfte sich auf dem Kuvert befunden haben,
das zwischenzeitlich verlorengegangen sei, auch wenn vor der RÃ¼cksendung der
Antragsformulare keine Kopien fÃ¼r den Akt gefertigt worden seien, was durchaus
vorkommen kÃ¶nne. Der Beklagte sei daher verpflichtet, bereits ab dem Zeitpunkt
der Geburt des Kindes BErzg unter BerÃ¼cksichtigung des bezogenen
Mutterschaftsgeldes zu gewÃ¤hren.

III.

Mit der zum Bayerischen Landessozialgericht (LSG) eingelegten Berufung hÃ¤lt der
Beklagte die Aussage des Ehemannes der KlÃ¤gerin vor dem Erstgericht fÃ¼r
unschlÃ¼ssig und nicht nachvollziehbar. Unter anderem sei der angeblich bereits
im Januar 1998 eingereichte Erstantrag nÃ¤mlich weder von der EDV erfasst noch
kopiert worden, noch enthalte er ein Aktenzeichen. Auch sei ein Akt nicht angelegt
worden. Der Verfahrensablauf, wie er von der Bediensteten D. H. geschildert
worden sei, wÃ¤re also nicht beachtet worden, was nicht vorstellbar sei. Auf eine
Anfrage des Senats teilte die Steuerkanzlei S. mit, dass der Antrag zur Erstellung
der Bilanz 1997 erst Anfang MÃ¤rz 1999 erteilt worden sei.

Der Senat hat neben der Streitakte des ersten Rechtszuges die Erziehungsgeldakte
des Beklagten beigezogen und die Zeugen D. H. sowie R. R. uneidlich gehÃ¶rt. Auf
deren Bekundungen im Einzelnen wird Bezug genommen.

Der Beklagte beantragt, das Urteil des SG Augsburg vom 22.01.2001 aufzuheben
und die Klage abzuweisen.
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Die KlÃ¤gerin stellt den Antrag, die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des SG
Augs- burg vom 22.01.2001 zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beteiligten erklÃ¤ren darÃ¼ber hinaus ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer
Entscheidung durch den Einzelrichter.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den zum Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gemachten Inhalt der Streitakten beider RechtszÃ¼ge sowie der
Erziehungsgeldakte des Beklagten Bezug genommen, insbesondere auf die
Niederschrift des Termins zur mÃ¼ndlichen Verhandlung und Beweisaufnahme vom
12.12.2002.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die mangels Vorliegens einer BeschrÃ¤nkung gemÃ¤Ã� Â§ 144 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) grundsÃ¤tzlich statthafte, insbesondere form- und fristgerecht eingelegte,
und insgesamt zulÃ¤ssige Berufung des Beklagten, Â§Â§ 143 ff. SGG, erweist sich
als in der Sache nicht begrÃ¼ndet.

Der Senat entscheidet aufgrund des EinverstÃ¤ndnisses der Beteiligten durch den
Berichterstatter als Einzelrichter, Â§ 155 Abs.4 i.V.m. Abs.3 SGG.

Streitgegenstand sind die Bescheide vom 07.10.1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 24.01.2000, mit denen BErzg fÃ¼r die am 1997
geborene R. erst ab 02.02.1999 gewÃ¤hrt worden ist. Zu Recht hat das SG den
Beklagten auf die zutreffende Anfechtungs- und Leistungsklage verurteilt, die oben
angefÃ¼hrte Familienleistung unter BerÃ¼cksichtigung des Mutterschaftsgeldes
dem Grunde nach bereits ab der Geburt des Kindes zu gewÃ¤hren.

Rechtsgrundlage fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Erziehungsgeld (Erzg) ist das Gesetz
Ã¼ber die GewÃ¤hrung von BErzg und Erziehungsurlaub (BErzGG in der Fassung
der Bekanntmachung vom 31.01. 1994, BGBl. I Seite 181). Anspruch auf BErzg hat
gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs.1 BErzGG in der fÃ¼r Geburten nach dem 01.07.1993 geltenden
Fassung (zuletzt geÃ¤ndert durch Gesetz vom 24.03.1997 â�� BGBl I Seite 594),
wer seinen Wohnsitz oder gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich des
BErzGG hat (Nr.1), mit einem Kind, fÃ¼r das ihm die Personensorge zusteht, in
einem Haushalt lebt (Nr.2), dieses Kind selbst betreut und erzieht (Nr.3) und
zumindest keine volle ErwerbstÃ¤tigkeit im Sinne des Â§ 2 ausÃ¼bt (Nr.4). Die
Leistung wird Â§ 4 zufolge vom Tag der Geburt an, bei Geburten nach dem
31.12.1992 bis zur Vollendung des 24. Lebensmonats gewÃ¤hrt (Abs.1), und zwar
rÃ¼ckwirkend hÃ¶chstens fÃ¼r sechs Monate vor der Antragstellung (Abs.2 Satz 3).
Dabei ist fÃ¼r die Zeit nach der Geburt laufend zu zahlendes Mutterschaftsgeld
anzurechnen, Â§ 7 Abs.1 und 2. Die einkommensabhÃ¤ngige Leistung wird in den
ersten Lebensmonaten des Kindes unter Beachtung der Einkommensgrenze des Â§
5 Abs.1 Satz 1, ab dem 7. Lebensmonat unter Beachtung der Grenzen der SÃ¤tze 2
und 3 gewÃ¤hrt. Das maÃ�gebliche Einkommen richtet sich dabei nach Â§ 6
BErzGG.
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In der vorliegenden Erziehungsgeldangelegenheit ist allein streitig, wann der
maÃ�gebliche Antrag beim zustÃ¤ndigen Amt bzw. einer der in Â§ 16 Abs.1 SGB I
genannten Stellen gestellt worden, also tatsÃ¤chlich eingegangen ist, Â§ 4 Abs.2
Satz 2 BErzGG.

Insoweit hat der Senat keine vernÃ¼nftigen Zweifel daran, dass der
streitgegenstÃ¤ndliche Antrag fÃ¼r das erste Lebensjahr des Kindes nicht erst am
02.08.1999, sondern bereits Anfang 1998 beim zustÃ¤ndigen Amt fÃ¼r Versorgung
und FamilienfÃ¶rderung Augsburg eingegangen ist, wie das Erstgericht im
Einzelnen ausfÃ¼hrlich dargelegt hat. Zwar hat die seinerzeitige Bearbeiterin H.
Ã¼berzeugend, zweifelsfrei und in Ã�bereinstimmung mit ihrer schriftlichen
Stellungnahme vom 01.08.2000 generell den auch dem Senat bekannten Ã¼blichen
Ablauf des Verwaltungsverfahrens bekundet. Dieser schlieÃ�t grundsÃ¤tzlich den
von der KlÃ¤gerin zur BegrÃ¼ndung des Anspruchs geschilderten
Geschehensablauf im Regelfall aus, zumal das Augsburger Amt gerichtsbekannt
eigens fÃ¼r ErziehungsgeldfÃ¤lle eine gesonderte Stelle eingerichtet hat, in der der
Bedienstete S. ErstantrÃ¤ge erfasst und eingibt. Jedoch hat der Senat bei seiner
Entscheidung auch zu wÃ¼rdigen, dass der Ehemann der KlÃ¤gerin ungeachtet
eines natÃ¼rlichen Interesses am Ausgang des Berufungsverfahrens bei der
gerichtlichen Einvernahme in beiden Tatsacheninstanzen beharrlich die Darstellung
bestÃ¤tigt hat, die die KlÃ¤gerin bereits im Widerspruchsverfahren abgegeben hat,
nÃ¤mlich dass er einerseits den Erstantrag zeitnah mit der Geburt der Tochter beim
Versorgungsamt auf dem Postweg eingereicht habe und kurze Zeit danach vom
zustÃ¤ndigen Sachgebiet wegen der im Hinblick auf die Anlage L unvollstÃ¤ndigen
Unterlagen angerufen worden sei. Es sei ihm seinerzeit von der Bearbeiterin im
Einzelnen mitgeteilt worden, die Unterlagen wÃ¼rden zurÃ¼ckgesandt und seien
nach ErgÃ¤nzung durch die Anlage L erneut einzureichen. Dementsprechend seien
ihm die kompletten Antragsunterlagen nebst der hinzugefÃ¼gten Anlage L auch
tatsÃ¤chlich zurÃ¼ckgeleitet worden. Erst im Jahre 1999 habe das SteuerbÃ¼ro
dann die EinkÃ¼nfte aus Landwirtschaft festgestellt und die Unterlagen an das Amt
weitergeleitet.

UngeklÃ¤rt bleibt in diesem Zusammenhang zwar, aus welchem Grund der
Steuerkanzlei erst im MÃ¤rz 1999 der Auftrag erteilt worden ist, die Bilanz fÃ¼r
1997 zu erstellen. Etwaige nach Januar 1998 geschehene "Schlampereien", die der
KlÃ¤gerin zugerechnet werden mÃ¼ssen, berÃ¼hren jedoch nicht die von deren
Ehemann nach Belehrung Ã¼ber die Wahrheitspflicht und die Folgen einer falschen
uneidlichen Aussage vor Gericht schlÃ¼ssig und glaubhaft bekundeten UmstÃ¤nde
der erstmaligen Einreichung des Antrages. Dem Sozialgericht ist aufgrund des
Ergebnisses der Beweisaufnahme beider Tatsacheninstanzen daher darin
beizupflichten, dass im vorliegenden Fall aufgrund des vom Zeugen R. konkret und
widerspruchsfrei geschilderten Geschehensablaufs, der vom gewÃ¶hnlichen
Verwaltungsverfahren erheblich abweicht, der Schluss von der Ã¼blichen
Verwaltungspraxis auf den im Einzelfall auch tatsÃ¤chlich eingetretenen Vollzug
ausnahmsweise nicht plausibel erscheint, zumal die gerichtlich gehÃ¶rte
Bedienstete H. sich an ein Telefonat mit dem Ehemann der KlÃ¤gerin im Januar
1998 sowie an die konkreten UmstÃ¤nde der Behandlung des
streitgegenstÃ¤ndlichen Erstantrags nicht erinnern konnte. Der vom Senat
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gehÃ¶rte glaubwÃ¼rdige Zeuge und Ehemann der KlÃ¤gerin verfÃ¼gt
demgegenÃ¼ber insbesondere aufgrund der Erfahrungen aus frÃ¼heren
Erziehungsgeldverfahren seiner am 1990 und 1994 geborenen weiteren Kinder
zumindest Ã¼ber rudimentÃ¤re Kenntnisse des Verwaltungsverfahrens, die von
einem GÃ¤rtnermeister nicht unbedingt vorausgesetzt werden kÃ¶nnen. Diese
stehen aus seiner Sicht nicht im Widerspruch zu seinen Bekundungen im hier
streitigen Verfahren.

Der Senat verweist abschlieÃ�end zur Vermeidung von Wiederholungen auf die
Darlegungen in den UrteilsgrÃ¼nden des Erstgerichts und sieht insoweit von einer
weiteren eigenen Darstellung ab, Â§ 153 Abs.2 SGG.

Die streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide sind nach allem zu Recht vom Erstgericht
abgeÃ¤ndert worden. Dem Rechtsmittel des Beklagten musste der Erfolg mithin
versagt bleiben.

Die Kostenfolge ergibt sich aus den Vorschriften der Â§Â§ 183, 193 SGG. Im Hinblick
auf den Verfahrensausgang war der Beklagte zur Erstattung der notwendigen
Aufwendungen zu verurteilen, die der KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren zu deren
Rechtsverfolgung entstanden sind.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nr.1 und 2 SGG liegen
nicht vor. Weder wirft dieses Urteil nÃ¤mlich eine entscheidungserhebliche
hÃ¶chstrichterlich bisher ungeklÃ¤rte Rechtsfrage grundsÃ¤tzlicher Art auf, noch
weicht es ab von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der
obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts und
beruht hierauf.

Erstellt am: 14.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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